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Transnationale Gesellschaften als Gegenstand der UNO 
Die bereits spürbaren w i e die zukünftig möglichen A u s ­
wirkungen der Tätigkeit transnationaler Gesellschaften sind 
seit Beginn dieses Jahrzehnts Gegenstand eingehender B e -
fassung seitens der Weltorganisation. Die übereinstimmende 
Auffassung, die Entstehung mächtiger Unternehmen mit aus ­
gedehnten, nationale Grenzen überschreitenden Aktivitäten 
habe zu einer Reihe von Ungleichgewichten geführt, fand 
seit 1972 ihren Ausdruck in Resolutionen des UN-Wirtschafts­
und Sozialrats (ECOSOC). Dies ging Hand in Hand mit e inem 
insgesamt stärkeren Engagement des Verbands der Vere in­
ten Nationen in Weltwirtschaftsfragen — heute unterstrichen 
durch das Streben nach einer Neuen Internationalen Wirt­
schaftsordnung. Angesichts der stärkeren Betonung der Fra­
ge der Wirtschaftsbeziehungen und angesichts des Gefühls 
der Enttäuschung vor al lem bei jungen Staaten der Dritten 
Welt, die innerhalb der bestehenden Struktur der internatio­
nalen Wirtschaftsbeziehungen für ihre Entwicklung kämpfen, 
war es unvermeidlich, daß schließlich auch die Frage der 
transnationalen Gesellschaften (im folgenden TNG) beleuch­
tet werden würde. Eine Anzahl politischer Entwicklungen, 
insbesondere der Konflikt zwischen einer derartigen Unter­
nehmung und der chilenischen Regierung in den frühen sieb­
ziger Jahren, verstärkte diese Tendenz. 
N u n ist das Phänomen internationaler Investitionstätigkeit 
nicht neu. Jedoch hat in der zweiten Hälfte dieses Jahrhun­
derts ihre quantitative Zunahme auch neue qualitative Per­
spektiven eröffnet. Durch ihre Möglichkeit, Kapital, Techno­
logie und unternehmerische Fähigkeit über nationale Gren­
zen hinweg zu bewegen, sind TNG zum Hauptvermittler der 
Internationalisierung der Produktion geworden; der Wert 
der von ihnen kontrollierten Produktion übersteigt den des 
internationalen Handels. Gleichzeitig wurde der Weltgemein­
schaft immer stärker bewußt, daß es kein einziges Instru­
ment gibt, das die Tätigkeiten und Praktiken der TNG regu­
liert oder wenigstens wesentlich beeinflußt. Es wird oft b e ­
tont, daß, wäre die 1948 in Havanna unterzeichnete Charta 
der Internationalen Handelsorganisation (ITO) ratifiziert w o r ­
den, in der ITO ein universelles Forum für die Befassung 
mit internationalen Wirtschaftsbeziehungen, einschließlich 
ausländischer Direktinvestitionen, entstanden wäre. Doch l a ­
gen in den frühen Jahren der Vereinten Nationen die Akt i -
vtitäten weniger im wirtschaftlichen und sozialen Bereich. 
Die Artikulierung und Anerkennung der Bedürfnisse und 
Wünsche der Entwicklungsländer haben später, zusammen 
mit e inem gewissen Maß der Beruhigung früherer interna­
tionaler Spannungen, zu einer Verlagerung der Gewichte g e ­
führt. 
Im Jahre 1972 schenkte der Wirtschafts- und Sozialrat in se i ­
ner Resolution 1721 (LIII) vom 28. Juli über den Einfluß m u l ­
tinationaler Gesellschaften auf den Entwicklungsprozeß und 
die internationalen Beziehungen einer Feststel lung im Welt-
wirtschaftsbericht vom vorhergehenden Jahr besondere B e ­
achtung. Dort hieß es: 
»Obwohl diese Gesellschaften häufig einen Technologie- und Ka­
pitaltransfer in Entwicklungsländer bewirken, wird ihre Rolle 
manchmal mit Sorge beobachtet, da ihre Größe und ihre Macht 
die Bedeutung der gesamten Volkswirtschaft des Gastlandes 
übertreffen können. Die internationale Gemeinschaft hat bisher 
keine positive Politik formuliert oder wirksame Mechanismen 
ausgearbeitet, um die durch die Aktivitäten dieser Gesellschaf­
ten entstandenen Fragen in den Griff zu bekommen.«1 
In der Resolution des ECOSOC wurde der Generalsekretär 
ersucht, eine Studienkommission von namhaften, mit der 
Weltwirtschaft, dem Handel, sozialen Problemen und inter­
nationalen Beziehungen vertrauten Persönlichkeiten zu er­
nennen, um die Rolle der TNG und ihren Einfluß auf den 

Entwicklungsprozeß und die internationalen Beziehungen zu 
untersuchen2 . Diese Gruppe wurde dann angewiesen, Empfeh­
lungen für die nationalen Polit iken sowie für angemessenes 
Vorgehen auf internationaler Ebene zu unterbreiten. Bei der 
Vorlage des Berichts zwei Jahre später war es e ine zentrale 
Schlußfolgerung der Gruppe, daß grundsätzlich neue Proble­
me als direktes Ergebnis der wachsenden Internationalis ie­
rung der Produktion durch die TNG entstanden sind. Die G e ­
sellschaften sind eindeutig zu wichtigen Akteuren auf der 
Weltbühne geworden. Die Gruppe nannte etliche Besorgnis ­
se, die sich im Laufe ihrer Anhörungen herauskristallisiert 
hatten. Die Gastländer äußerten ihre Besorgnis über Eigen­
tumsverhältnisse und Kontrolle in zentralen Bereichen ihrer 
Volkswirtschaft, die Kosten für die heimische Wirtschaft, das 
Ausmaß, zu dem TNG in ihre Souveränität eingreifen, und 
ihren Einfluß auf die sozio-kulturellen Werte. Die Herkunfts­
länder waren besorgt über die Auswirkungen von Aus lands­
investit ionen auf die heimische Beschäftigungslage und die 
Zahlungsbilanz, sowie über die Möglichkeiten der TNG, die 
üblichen Bedingungen des Wettbewerbs zu verändern. Die 
Gewerkschaften sind besorgt über den Einfluß auf Beschäf­
tigung und soziale Lage der Arbeitnehmer sowie auf ihre 
Position als Tarifpartei. Die Verbraucher fragen nach Eig­
nung, Qualität und Preis der von den TNG produzierten W a ­
ren. Und die Gesellschaften selbst sind besorgt über eine 
mögliche Verstaatlichung oder Enteignung ihrer Aktiva ohne 
adäquate Entschädigung und über Ungewißheiten bezüglich 
der Politik von Gast- w ie Herkunftsländern. 
Die Gruppe namhafter Persönlichkeiten gelangte zu dem U r ­
teil, daß die sich aus den Tätigkeiten der TNG ergebenden 
neuen Probleme ohne Verzug behandelt werden müßten. Die 
Vereinten Nationen wurden als das kompetente Organ a n ­
gesehen, das die Frage des Einflusses der TNG auf umfassen­
de Weise behandeln kann — u m Spannungen abzubauen und 
um die Vorteile, die aus dem Tätigwerden dieser Gesellschaf­
ten gezogen werden können, klar einzuschätzen. Nachdem 
der Wirtschafts- und Sozialrat den Bericht einer e ingehenden 
Beratung unterzogen hatte, beschloß er eine zwischenstaatl i­
che Kommission für transnationale Gesellschaften einzusetzen. 
In seiner Resolution 1913(LVII) v o m 5. Dezember 1974 begrün­
dete der Rat seine Entscheidung mit d e m Wunsch, e in wirk­
sames Instrumentarium für die Behandlung des gesamten 
Fragenkomplexes zu schaffen. Gleichzeitig betonte er erneut, 
er wol le diesem Komplex und insbesondere dem Thema der 
Regelung und der Kontrolle der Aktivitäten der Gesellschaf­
ten ständig seine Beachtung schenken. Mit Resolution 1908 
(LVII) vom 2. August 1974 hatte der ECOSOC zuvor schon 
das Zentrum für transnationale Gesellschaften ins Leben g e ­
rufen; es ist Bestandteil des Sekretariats der Vereinten N a ­
tionen in N e w York und ist der Information und Forschung 
gewidmet. 
Bezugsgrundlage und Arbeitsprogramm 
von Kommission und Zentrum 
Wie vom Wirtschafts- und Sozialrat festgelegt, ist die K o m ­
mission für transnationale Gesellschaften ein zwischenstaat­
liches Organ, das aus 48 Mitgliedern besteht3 . Sie tritt einmal 
im Jahr zusammen; die letzte Tagung (vom 16. bis 26. Mai 1978 
in Wien) war ihre vierte. Jeder Mitgliedstaat soll als Ver­
treter eine Person mit einschlägigen Fachkenntnissen entsen­
den. Die Aufgaben der Kommission sind, zusammengefaßt, die 
folgenden. 
Sie soll 
— als das zentrale Forum innerhalb des Verbands der Vereinten Nationen für eine umfassende und eingehende Behandlung aller wesentlichen Fragen im Zusammenhang mit TNG die­nen; 
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— den Erfahrungsaustausch zwischen Regierungen, zwischen­staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, Gewerkschaf­ten, Geschäftswelt, Verbrauchern und anderen relevanten Gruppen durch die Veranstaltung von beispielsweise An­hörungen und Befragungen fördern; 
— das Zentrum für transnationale Gesellschaften hinsichtlich der Zurverfügungstellung von Beratungsdiensten für interessierte Regierungen und der Förderung von Aktivitäten der techni­schen Zusammenarbeit anleiten; 
— Untersuchungen über die Aktivitäten von TNG durchführen, Studien ausarbeiten, Berichte erstellen und Gesprächskreise schaffen, um die Diskussion zwischen den betroffenen Grup­pen zu erleichtern; 
— sich mit Arbeiten befassen, die den ECOSOC bei der Erwä­gung der Möglichkeit von zwischenstaatlichen Vereinbarungen oder Übereinkommen über spezifische Aspekte des Wirkens von TNG unterstützen, wobei die Zweckmäßigkeit der Formu­lierung eines allgemeinen Vertragstextes und die Konsoli­dierung von einzelnen Texten in einen derartigen Vertrag überprüft werden soll; 
— dem ECOSOC Empfehlungen über Prioritäten und Program­me der vom Zentrum durchzuführenden Arbeiten erteilen. 
Wie von der Kommission auf ihrer zweiten Tagung4 gebilligt, 
zielt ihr Arbeitsprogramm darauf ab, 
— das Verständnis für die politischen, wirtschaftlichen, gesell­schaftlichen und rechtlichen Auswirkungen der Aktivitäten der TNG auf Herkunfts- und Gastländer sowie auf die inter­nationalen Beziehungen (insbesondere zwischen den entwik-kelten Ländern und den Entwicklungsländern) zu fördern; 
— den Abschluß von wirksamen internationalen Übereinkünften zu erzielen, die die positiven Beiträge der TNG zu den na­tionalen Entwicklungszielen sowie zum Wachstum der Welt­wirtschaft fördern und gleichzeitig die negativen Auswirkun­gen unter Kontrolle bringen und beseitigen; 
— die Verhandlungskapazität der Gastländer, insbesondere der Entwicklungsländer, bei ihrem Umgang mit TNG zu stärken. 
Ziel der Arbeit der Vereinten Nationen in diesem Bereich ist 
es, e inen besseren Modus v ivendi herbeizuführen, in dem die 
posit iven Auswirkungen der Tätigkeit dieser Gesellschaften 
gesteigert und ihre negat iven Auswirkungen reduziert w e r ­
den können, u m dadurch größere Gerechtigkeit bei der Ver­
tei lung des Nutzens zu erzielen. 
Wie von der Kommission und dem ECOSOC bestätigt, kon­
zentriert sich das Arbeitsprogramm auf folgende fünf B e ­
reiche: 
> Arbeiten an der Formulierung eines Verhaltenskodex, 
> Aufbau eines umfassenden Informationssystems, > Forschung über politische, wirtschaftliche und gesellschaft­liche Auswirkungen der Aktivitäten und Praktiken der TNG, > Organisation und Koordinierung, wenn seitens der Regierun­gen gewünscht, von Programmen der technischen Zusammen­arbeit im Zusammenhang mit TNG, 
und 
> Vorbereitungsarbeiten für eine Definition des Begriffs >TNG<. 
Höchste Priorität wurde der Formulierung eines Verhaltens­
kodex beigemessen. Jedoch wurde anerkannt, daß sowohl der 
Aufbau eines umfassenden Informationssystems sowie die 
Forschung über TNG so schnell w ie möglich vorangetrieben 
werden sollten, um die Ausarbeitimg eines Verhaltenskodex 
zu unterstützen. Bei Annahme des Arbeitsprogramms wurde 
ebenfalls hervorgehoben, daß die Kommission bei der Erar­
beitung des Kodex auf die Zweckmäßigkeit und Wünschbar-
keit von Einzelverträgen bzw. von Übereinkommen über spe­
zifische Themen achten soll. 

Verhaltenskodex und andere internationale Vereinbarungen 
Die Arbeiten an der Formulierung des Verhaltenskodex b e ­
gannen Anfang 1977. Die Kommission setzte e ine zwischen­
staatliche Arbeitsgruppe aller Mitgliedstaaten ein. Die Auf­
gabe dieser Gruppe unter Vorsitz des Schweden Sten Niklas-
son bestand zunächst einmal darin, e inen kommentierten 
Grundriß eines Verhaltenskodex vorzulegen und dann, g e ­
mäß den weiteren Aufträgen der Kommission, die Arbeiten 
a m Entwurf des Kodex fortzusetzen. Die ursprüngliche A b ­
sicht, bereits im Frühjahr 1978 den fertigen Entwurf vorzu­
legen, ließ sich nicht verwirklichen, w a s auf die Komplexität 
der gesamten Materie zurückzuführen ist5. Die Kommission 

brachte auf ihrer vierten Tagung ihre Anerkennung für die 
bisher geleistete Arbeit zum Ausdruck und wies die A r ­
beitsgruppe an, sich auf ihren nächsten Tagungen mit e in i ­
gen der verbleibenden Hauptstreitpunkte zu befassen; auch 
solle es zu e inem vorläufigen Meinungsaustausch unter ande­
rem über Definitionsfragen und Rechtsnatur des Kodex k o m ­
men. 
Die Gruppe hatte zu Beginn darin übereingestimmt, daß die 
Streitfrage über die Rechtsnatur des Kodex — bindend oder 
nichtbindend — sowie die durch den Kodex anzusprechenden 
Parteien — nur die TNG oder aber TNG und Regierungen 
— bis zur Herausarbeitung und Erörterung der strittigen 
Grundsatzfragen vertagt werden sollte. Zu diesem Thema 
bestehen grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten. Die Ent­
wicklungsländer und die sozialistischen Staaten Osteuropas 
geben einem bindenden, an die Gesellschaften gerichteten 
Kodex den Vorzug. Bedeutende entwickelte Marktwirtschaf t s -
länder bevorzugen einen freiwil l igen Kodex, der sowohl für 
die Gesellschaften als auch für die Regierungen gilt. 
Diese Positionen könnten sich schließlich als weniger gegen­
sätzlich herausstellen, als es zunächst den Anschein hat. Ein 
Kodex, der nur auf die TNG ausgerichtet ist, dürfte indirekt 
auch staatliche Normsetzungen best immen. Ohne Klärung 
hinsichtlich etwa der Frage der Jurisdiktion dürfte die Durch­
setzung einiger Best immungen bezüglich der Aktivitäten der 
TNG schwierig werden. Bemühungen u m die Harmonis ie­
rung der Verhaltensregeln für TNG werden unvermeidlich 
die Vorgehensweise der Regierungen bei der Festlegung e in ­
schränkender Maßnahmen beeinflussen. Es ließe sich auch 
anmerken, daß ein gewisser Umfang an Flexibilität hinsicht­
lich der Rechtsnatur des Kodex seine Effektivität sicherstel­
len könnte. Einige Best immungen dürften sich eher für b i n ­
dende Vorschriften eignen, während bei anderen am ehesten 
Willenserklärungen angebracht wären; andere wiederum 
könnten einen institutionalisierten Apparat erforderlich m a ­
chen, u m die Beachtung dieser Best immungen zu überprü­
fen und zu bewerten, und auch um die Möglichkeiten für 
Konsultation, Informationsaustausch und sogar Streitschlich­
tung zu schaffen. 
Einige der Best immungen wären eher al lgemein zu halten, 
während andere unter dem Gesichtspunkt der Wirksamkeit 
detailliert ausgearbeitet werden müßten. In einigen Fällen 
könnte in den Best immungen zunächst die al lgemeine Zie l ­
setzung angesprochen werden, u m dann die e inzuschlagen­
den Wege zu bezeichnen. Eine mögliche strukturelle A l t er ­
nat ive könnte ein Kodex sein, der auf e inen breiten K o n ­
sensus gegründet und so formuliert ist, daß er als R a h m e n ­
abkommen für weitere Ubereinkommen auf Einzelgebieten 
dienen kann. 
Die Erfahrung mit internationalen Vereinbarungen lehrt, 
daß jedenfalls viel vom politischen Willen der Regierungen, 
sie in die Tat umzusetzen, abhängt. Manchmal ist die Tat­
sache, daß ein gutausgebauter internationaler Apparat e x i ­
stiert, bei der Sicherung der Wirksamkeit eines internatio­
nalen Dokuments entscheidender als seine Rechtsnatur. Ein 
Instrumentarium, in dessen Rahmen ein besonderes Organ 
mit genau festgelegten Funktionen für die Umsetzung einer 
Vereinbarung betraut wird, und universel ler Konsens sind 
jedenfalls von entscheidender Bedeutung für eine Wirksam­
keit jeglichen Verhaltenskodex. 
Eng zusammen mit den Arbeiten der Kommiss ion für trans­
nationale Gesellschaften an e inem Verhaltenskodex hängen 
die Vorbereitung eines Verhaltenskodex für den Technologie­
transfer und Arbeiten bezüglich restriktiver Geschäftsprak­
tiken seitens der UNCTAD; auf verwandtem Gebiet tätig ist 
auch die Internationale Arbeitsorganisation (IAO), die 1977 eine 
> Grundsatzerklärung über TNG und Sozialpol i t ik verabschie­
dete. Es versteht sich von selbst, daß sowohl Kommission als 
auch Zentrum der vol len Zusammenarbeit in diesen Fragen 
verpflichtet sind; aufgrund der umfassenden Natur des U N -
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Verhaltenskodex müssen auch Gebiete w ie Technologie, 
restriktive Geschäftspraktiken und Arbeitsmarkt in g e w i s ­
ser Weise mit abgedeckt werden. Das ist auch im vorl iegen­
den kommentierten Grundriß eines Verhaltenskodex vorge­
sehen. 
Ein wichtiger Gesichtspunkt bei den Arbeiten an e inem Ver­
haltenskodex ist der Versuch mit einer Anzahl von fachlich 
qualifizierten Beratern, insgesamt 16 Personen mit prakti­
schen Kenntnissen des Komplexes der TNG, die in persön­
licher Eigenschaft berufen wurden, u m Kommission und A r ­
beitsgruppe zu unterstützen. Diese Experten kommen aus 
Gewerkschaften, Geschäftswelt und anderen relevanten Krei ­
sen außerhalb der Regierung, so aus dem akademischen B e ­
reich. Die Kommission ernannte diese Fachleute Anfang März 
1977; sie waren dann bei den Beratungen der Arbeitsgruppe 
wie auch bei der dritten und vierten Tagung der K o m m i s ­
sion dabei. Im al lgemeinen wurden ihre Beiträge zu b e ­
st immten Tagesordnungspunkten in der Schlußphase der 
Diskussion und in Beantwortung von Fragen einiger De le ­
gationen begrüßt. Die Fachberater nutzten auch die Möglich­
keit, ihre Ansichten schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Die 
Anwesenhei t derartiger Berater, in dieser Form eine N e u e ­
rung im System der Vereinten Nationen, kann entscheidend 
zur Breite der Diskussion in der Kommission und ihrer A r ­
beitsgruppe beitragen, besonders im Hinblick auf die prak­
tische Seite eines Verhaltenskodex. 
Andere Bemühungen u m das Zustandekommen von inter­
nationalen Verträgen beziehen sich auf das Problem kor­
rupter Praktiken. Dieses Thema gehört zum einen in den 
Rahmen des Verhaltenskodex, hat zum anderen aber auch 
ein Eigenleben entfaltet, nachdem es von einer Delegation 
auf der zweiten Tagung der Kommission eingebracht und 
von dieser dem ECOSOC zur Behandlung überwiesen wurde. 
Die Arbeiten an e inem internationalen Anti-Korruptions-
Abkommen wurden von einer vom ECOSOC eingesetzten 
zwischenstaatlichen Ad-hoc-Arbeitsgruppe durchgeführt und 
vom Zentrum in Zusammenarbeit mit der Abtei lung für 
internationales Handelsrecht der Rechtsabteilung des U N -
Sekretariats wesentlich unterstützt. Die Gruppe hat mitt ler­
wei le ihre Arbeiten8 mit der Vorlage eines allerdings noch 
nicht alle Streitfragen klärenden Rohentwurfs für ein A b ­
kommen abgeschlossen. 
Übereinstimmung wurde darüber erzielt, daß ein allfälliges 
Abkommen nur unerlaubte Zahlungen und nicht auch andere 
Formen korrupter Praktiken abdecken sollte. Durch das A b ­
kommen würden die Vertragsparteien aufgerufen, sicherzu­
stellen, daß Bestechung im Zusammenhang mit internationa­
len Handelsgeschäften in ihrer nationalen Gesetzgebung u n ­
ter Strafe gestellt wird und daß die Bestrafung Geldstrafen 
für Unternehmen sowie Geld- und Haftstrafen für Privat ­
personen einschließt. Im Hinblick auf das Vorgehen auf z w i ­
schenstaatlicher Ebene wurde Übereinstimmung darüber er­
zielt, daß die Vertragsstaaten dem Zentrum für transnationa­
le Gesellschaften Jahresberichte über die Durchführung des 
Übereinkommens vorlegen sollen. Außerdem sollen die Ver­
tragsstaaten untereinander Informationen austauschen und 
sich gegenseit ig Hilfe in bei der Durchführung des Ubere in­
kommens entstehenden Rechtsfragen leisten. Zu diesem 
Zweck sollten die Vertragsparteien bilaterale Verträge mit ­
einander abschließen. Schließlich kam man überein, daß der 
Bestechungstatbestand in die zwischen den Vertragsparteien 
bestehenden Auslieferungsverträge einbezogen werden sollte. 

Neuere Arbeiten von Kommission und Zentrum 
Auf den Gebieten Information, Forschung und technische Zu­
sammenarbeit ist das Arbeitsprogramm des Zentrums recht 
breit gefächert. Die Informations- und Forschungsprogram­
me umfassen etwa 40 verschiedene Projekte, die praktisch 
alle bereits in Angriff genommen wurden. Ein wesentlicher 

Teil davon soll über längere Zeit laufen. Al le sind auf 
Wunsch der Kommiss ion in die Wege geleitet worden, be i ­
spielsweise die Erstellung von Studien über TNG im Süd­
lichen Afrika, welche der Kommiss ion auf ihrer dritten und 
vierten Tagung vorgelegt wurden. 
Die Sachverständigengruppe über internationale Normen im 
Bereich der Buchführung und Rechenschaftslegung hat der 
Kommiss ion über die geleistete Arbeit einen Bericht vorge­
legt, der die Empfehlungen des Generalsekretärs mit e in ­
schließt. Letztere betreffen die Offenlegung von Informa­
tionen nicht zuletzt über das Finanzgebaren. Aufgabe der 
Sachverständigengruppe w a r es, die bestehenden Praktiken 
der Rechenschaftslegung der TNG und die einschlägigen B e ­
st immungen der Regierungen zu prüfen, die bestehenden 
Lücken aufzudecken und Überlegungen über Wege und Mit­
tel anzustellen, d ie von den Regierungen zur Verfügung g e ­
stellten Informationen nebst ihrer internationalen Vergleich­
barkeit zu verbessern. Ziel ist letztlich die Ausarbeitung eines 
internationalen Übereinkommens zu diesem Thema; die n e u ­
erliche Einsetzung einer Sachverständigengruppe zwecks 
Fortführung der Arbeiten wurde vom ECOSOC auf seiner 
Sommersession 1978 vorerst vertagt. 
Forschungsprojekte des Zentrums haben insbesondere auf 
die Unterstützung der zwei Hauptprioritäten der Kommission 
abgestimmt zu sein, also auf die Formulierung des Verhal ­
tenskodex und die Stärkung der Verhandlungskapazität der 
Gastländer, im besonderen der Entwicklungsländer, in ihren 
Beziehungen zu TNG. Mehrere dieser Forschungsprojekte 
beziehen sich auf grundsätzliche Fragen wie die nach dem 
Einfluß der TNG auf den Beschäftigungsstand, auf die Zah­
lungsbilanz, auf Verbindungen mit heimischen Unternehmen 
sowie nach Maßnahmen, die die Wettbewerbsposit ion der 
nationalen Unternehmen stärken, und schließlich nach den 
Hindernissen, denen sich die Entwicklungsländer bei ihren 
Verhandlungen mit TNG gegenübersehen. Zehn Studien sol ­
len Fragen aus Teilbereichen behandeln, so die Rolle der 
TNG im Bankwesen, in der Lebensmitte l - und Getränkeher­
stellung, in der pharmazeutischen sowie der Naturprodukte-
Industrie. 
Ein wichtiges Projekt, das auf Anforderung der Kommission 
durchgeführt wurde, war die umfassende Studie im Gefolge 
der 1973 v o m Sekretariat der Vereinten Nationen herausge­
gebenen Studie über multinationale Gesellschaften und Welt -
Entwicklung7 . Diese Fortsetzungs-Studie nahm zeitweise e i ­
nen Großteil der Arbeitskapazität des Zentrums in Anspruch, 
da sie für die vierte Tagung der Kommission fertiggestellt 
werden mußte8. Auf der vierten Tagung wurde auch der B e ­
richt des Zentrums über Aktivitäten von TNG im Südlichen 
Afrika behandelt9 . Zu diesem Thema erörterte die K o m m i s ­
sion einen Resolutionsentwurf, in dem die Herkunftsländer 
aufgerufen wurden, gesetzgeberische, administrative und a n ­
dere Maßnahmen mit dem Ziel zu ergreifen, der Zusammen­
arbeit ihrer TNG mit den rassistischen Minderheitsregimes im 
Süden Afrikas ein Ende zu bereiten. Wie schon auf der dritten 
Tagung der Kommission fand zu diesem Thema eine Abst im­
mung statt: die Resolution wurde mit 25 St immen bei 6 G e ­
genst immen und 5 Enthaltungen angenommen1 0 . Im we i sungs -
gebenden Teil der Resolution wird gefordert, weitere gründ­
liche Studien über die Aktivitäten der TNG insbesondere in 
den Bereichen Industrie, Bergbau und Rüstung zu betreiben. 
Außerdem soll das Zentrum für transnationale Gesellschaften 
Listen von TNG erstellen, die >nicht-weiße< und mehrras­
sische Gewerkschaften anerkennen und mit ihnen verhan­
deln, bzw. von solchen TNG, die derartige Gewerkschaften 
nicht anerkennen. 
Eine andere Haupttätigkeit des Zentrums ist die Entwicklung 
eines umfassenden Informationssystems, die auf der dritten 
und vierten Tagung eingehend erörtert wurde. Dieses Sys tem 
setzt sich aus fünf Hauptkomponenten zusammen: Informa­
tionen über einzelne TNG; Informationen auf sektoraler und 
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nationaler Ebene; Informationen über die einschlägige nat io­
nale Gesetzgebung; Informationen über Verträge und Vere in­
barungen zwischen TNG und juristischen Personen im Gast­
land; Informationen bibliographischer und dokumentarischer 
Art. Die Informationen über einzelne TNG bilden den Kern 
des im Entstehen begriffenen Systems, sie sind für ein besse ­
res Verständnis der Aktivitäten dieser Gesellschaften entschei­
dend. Die Informationen, die derzeit der Öffentlichkeit z u ­
gänglich sind, sind umfangreich, jedoch verstreut, uneinhei t ­
lich und im höchsten Maße nichtvergleichbar. Ziel des Zen­
trums ist es, zum Brennpunkt zu werden, w o sowohl auf das 
Finanzgebaren als auch auf andere Bereiche bezogene Daten 
über TNG gesammelt, verglichen und den Regierungen sowie, 
falls angebracht, anderen interessierten Parteien zugänglich 
gemacht werden können. Die computergerechte Verarbeitung 
dieser Informationen — besonders d ie Erarbeitung von Ge­
sellschafts-Profilen — ist in diesem Zusammenhang eine zen­
trale Aufgabe. 
Die am direktesten auf die Erfüllung eines der drei v o n 
Kommission und ECOSOC festgelegten Hauptziele ausge­
richtete Funktion des Zentrums liegt in der Stärkung der 
Verhandlungskapazität der Entwicklungsländer bei ihrem 
Umgang mit TNG; die Ausführung erfolgt durch das Pro ­
gramm für technische Zusammenarbeit des Zentrums. Gute 
Fortschritte sind hier bei der Entwicklung der Fähigkeit des 
Zentrums, den Anforderungen der Regierungen zu entspre­
chen, erzielt worden. Das Zentrum hat zahlreiche Wünsche 
nach Beratung, Ausbi ldung — einschließlich der Veranstal­
tung von Workshops und Seminaren — oder ins einzelne g e ­
hender Information erfüllen können. Die Reichweite und der 
Inhalt des Programms für technische Zusammenarbeit des 
Zentrums entspricht e inem fühlbar steigenden Bedarf der 
Entwicklungsländer. Auch erstellt das Zentrum eine Liste 
v o n Sachverständigen, bei der größtmögliche Repräsentanz 
aller Teile der Welt angestrebt wird. 
Schließlich sollte noch auf einen der zentralen Informations­
träger hinsichtlich der auf TNG bezogenen Aktivitäten der 

Vereinten Nationen aufmerksam gemacht werden, die v o m 
Zentrum herausgegebene Zeitschrift CTC-Reporter. Bis jetzt 
sind vier Ausgaben erschienen. Der >Reporter<, der drei- bis 
viermal im Jahr erscheinen soll, soll sowohl Staatsbeamte als 
auch andere Kreise über die neuesten Entwicklungen auf dem 
Gebiet der TNG auf dem laufenden halten. Er soll nicht allein 
Informationen über die Aktivitäten des Zentrums geben; es 
ist ebenfalls vorgesehen, möglichst ausführlich über v e r ­
wandte Arbeiten aus anderen Teilen des Verbands der Ver­
einten Nationen sowie relevanten internationalen und nat io­
nalen Organirationen auf diesem Gebiet zu berichten. Er soll 
somit die komplexen Fragen hinsichtlich der TNG stärker 
bewußt machen und findet so seinen Platz im Rahmen des 
Instrumentariums, auf das der Wirtschafts- und Sozialrat 
der Weltorganisation seit seinen grundlegenden Beschlüssen 
zum Thema >Multis< der Jahre 1972 und 1974 ständig h i n ­
arbeitet. 
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Politik der selektiven Mitgliedschaft 
Das Verhältnis der DDR zu den UN-Sonderorganisationen, insbesondere zur UNESCO 

WILHELM BRUNS 

Die Bemühungen der Deutschen Demokratischen Republik u m 
gleichberechtigte Mitgliedschaft in universel len internationa­
len Organisationen richteten sich zunächst auf ausgewählte 
Fach- oder Sonderorganisationen — im DDR-Sprachgebrauch: 
Spezialorganisationen — des Systems der Vereinten Nationen. 
D ie Versuche konzentrierten sich dabei auf IAO, ITU, U P U 
und WMO. Wenn es sich um Organisationen handelte, die be ­
reits vor der UN-Gründung existierten und in denen Deutsch­
land Mitglied war, machte sie mitunter die These von der 
Rechtsnachfolgerin des Reiches geltend. Prozedural g e ­
sehen, stel lte die DDR keinen Aufnahmeantrag, sondern >er-
klärte< lediglich ihre Mitgliedschaft. Aus der Sicht der S o n ­
derorganisationen besaß die DDR jedoch keinerlei Status. Bis 
zur Paraphierung des Grundlagenvertrages zwischen den be i ­
den deutschen Staaten am 8. November 1972 scheiterten alle 
Versuche der DDR, das Statusdefizit in der internationalen 
Polit ik auszugleichen und mit der Bundesrepublik Deutsch­
land im System der Vereinten Nationen gleichzuziehen. Nach 
der Paraphierung wurde die DDR am 24. November 1972 mit 
der St imme der Bundesrepublik Mitglied der UNESCO und 
bekam durch die Anwendung der >Wiener Formel<, die Staa­
ten, die wenigstens einer Sonderorganisation angehören, die 
Betei l igung an best immten Aktivitäten der Weltorganisation 

gestattet (Artikel 48 der Wiener Konvention über diplomati­
sche Beziehungen vom 18. April 1961), Zugang zum U N - S y ­
stem. A m 24. November 1972 erhielt die DDR offiziellen B e ­
obachterstatus bei den Vereinten Nationen in N e w York. — 
Hinter dieser knappen und nüchternen Beschreibung verber­
gen sich jahrelange Bemühungen der Deutschen Demokrat i ­
schen Republik, bei allen nur denkbaren Gelegenheiten i h ­
ren Status zu diskutieren mit dem Ziel, >gleichberechtigt< (mit 
der Bundesrepublik Deutschland) international präsent zu 
sein. Auf diese vielfältigen Bemühungen kann hier nicht e i n ­
gegangen werden1 . 
A ls Ausgangspunkt der Analyse dient: 
— Das erklärte Ziel der DDR, besonders stark vor ihrer Ein­

beziehung in das UN-Sys tem vertreten, gle ichberechtigtes 
Mitglied< in allen UNO-Organisationen zu werden. 

— Ihr Anspruch, daß ihre Politik sich mit den Zielen des 
Systems der Vereinten Nationen in völliger Übereinstim­
mung befindet. 

— Ihr Selbstbild von der akt iven uneingeschränkten Mitar­
beit in diesem System. 

Nun verbietet es der verfügbare Raum, die Politik der DDR 
in allen fünfzehn Sonderorganisationen umfassend zu ana ly ­
sieren. Deshalb wol len wir uns auf eine konzentrieren: auf 
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